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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Fragen und Anregungen zu den Themen städtebauliche Konzepte, Geschossig-
keit, Dichte, Nutzungen (Wohnen und Gewerbe) und Architektur, Erschließung, Stell-
plätze und ruhender Verkehr, lärmschutztechnische Infrastruktur und Umweltbelange 
bzw. sonstige Fragen und Anregungen wurden im Rahmen der Öffentlichkeitsveran-
staltung ausführlich beantwortet und im Nachgang der Veranstaltung von der Verwal-
tung geprüft. 

Zu 1): Den Anregungen der Öffentlichkeit, drei Planungsvarianten nach der Informati-
onsveranstaltung im Stadtteilzentrum in Rheindorf öffentlich auszuhängen, wurde ge-
folgt. Ein Mitarbeiter des Fachbereiches Stadtplanung war für Rückfragen vor Ort. 

Zu 3): Die in der Zwischenzeit durch das Ingenieurbüro ACCON GmbH, Köln, erarbei-
tete gutachterliche Stellungnahme zu der zu erwartenden Geräuschimmission im Ge-
biet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (22.05.2016) kommt zu dem Ergeb-
nis, dass Auswirkungen auf die bestehende Bebauung, wie z. B. durch Reflexionen, 
nicht zu erwarten sind. Wegen der Einwirkungen aus dem Verkehrslärm der Elbestra-
ße auf das Plangebiet werden für die geplanten Gebäude im Bebauungsplan Festset-
zungen zum Lärmschutz getroffen. 

Zu 5): Die Prüfung der verkehrstechnischen Stellungnahme (siehe auch: Verkehrliche 
Stellungnahme ISAPLAN, März 2016) durch den Fachbereich Tiefbau ergab, dass die 
Verkehrszählung nicht wiederholt werden muss. Die Stellungnahme kommt zu dem 
Ergebnis, dass durch die Planung keine negativen Auswirkungen auf die Leistungsfä-
higkeit der umliegenden Straßen und Knoten ausgelöst werden. Auch eine Zählung an 
anderen Wochentagen wird zu keinen geänderten Auswirkungen auf den Verkehr füh-
ren.  

Ca. 11 zusätzliche öffentliche Stellplätze sollen im vorhandenen Straßenraum der Ins-
terstraße hergestellt werden. Die bislang bauordnungsrechtlich bereitzustellenden 
Parkplätze für bestehende Wohngebäude sind von der WGL auch weiterhin nachzu-
weisen. 

Im Rahmen des weiteren Verfahrens wird mit der WGL untersucht, ob es möglich ist, 
im Umfeld zusätzliche private Stellplätze zu schaffen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die in der Niederschrift dargelegten Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Die 
Äußerungen von Teilen der Punkte 1), 3) und 5) werden berücksichtigt. 
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I/A  Äußerungen der Öffentlichkeit 

 

I/A 1: V 27_I_3(1)_Äußerung_01 Schreiben vom 08.09.2015 

 

1) 

2) 

3) 

4) 

5) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Zu 1): 

Ein Bauantrag wurde noch nicht gestellt. Eine Baugenehmigung für das Vorhaben 
kann erst dann erteilt werden, wenn der Bebauungsplan rechtskräftig ist bzw. während 
der Planaufstellung, wenn die Kriterien des § 33 Baugesetzbuch (BauGB) über die 
Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung erfüllt sind. 

Zu 2): 

Durch die Umsetzung der Planung wird das Zentrum von Rheindorf-Nord , das bisher 
nur geringfügig genutzt war, einer Nachverdichtung mit Wohnungsbau zugeführt, um 
dringend benötigten Wohnraum bereitzustellen. Dieser Standort eignet sich aufgrund 
seiner zentralen Lage in Rheindorf-Nord besonders, da alle wichtigen Versorgungs- 
und Infrastruktureinrichtungen fußläufig erreicht werden können und zudem ein guter 
ÖPNV-Anschluss existiert. In Leverkusen werden auch an anderen prädestinierten 
Orten Nachverdichtungen vorgenommen, um insbesondere der hohen Wohnraum-
nachfrage gerecht zu werden. 

Ergänzende Nutzungen und eine hochwertige Gestaltung der öffentlichen Räume sol-
len das Zentrum zusätzlich stärken. Dies trägt zu einer städtebaulichen Aufwertung 
und einem stabileren Sozialgefüge des Plangebietes, des Umfeldes und des gesam-
ten Stadtteiles bei. Der Königsberger Platz/Marktplatz als solcher bleibt von dem Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes unberührt. 

Zu 3): 

Auch ohne das jetzige Planverfahren ist das Plangebiet bebaubar. Es existiert ein 
rechtsverbindlicher Bebauungsplan, der für das Plangebiet ein Kerngebiet (MK) aus-
weist. Die Grundflächenzahl (GRZ) ist im alten Bebauungsplan mit 0,8, (d. h. 80 % 
überbaubare Grundstücksfläche) und im neuen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
mit 0,9 festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes übersteigt zwar die Obergrenzen für allgemeine Wohngebiete aus der 
BauNVO, ist aber im Vergleich zur Bestandsbebauung nicht erhöht. Das Plangebiet ist 
heute bereits fast vollständig versiegelt und enthält kaum Grünflächen. Derzeit kaum 
bzw. ungenutzte Bauflächen (ehemaliger Kaisers Supermarkt samt Stellplatzfläche) 
sollen für eine dringend benötigte Wohnraumentwicklung herangezogen werden. Im 
Zentrum von Rheindorf-Nord wird eine verdichtete, städtische Wohnbebauung reali-
siert, die dem Charakter eines städtischen Quartieres entspricht. 

Wegen der Lage in der Wasserschutzzone II ist keine Tiefgarage zulässig, so dass die 
Stellplätze nur oberhalb des Geländes errichtet werden dürfen. Die hohe Zahl an 
Wohneinheiten (WE) erfordert auch eine entsprechend hohe Anzahl an Stellplätzen. 
Es wird ein Stellplatz je Wohneinheit gefordert. Eine wasserdurchlässige Gestaltung 
der nicht überbauten Flächen ist zum Schutz der Wasserschutzzone II nur einge-
schränkt zulässig. Die Überfahrungen für Lkw und Pkw müssen so ausgebildet wer-
den, dass keine Verunreinigungen (z. B. Öle) in den Untergrund gelangen können. Als 
Kompensation der Überschreitung der GRZ dienen auch für die Öffentlichkeit zugäng-
lichen Begrünungsmaßnahmen im Plangebiet sowie der Friedenspark, der in unmittel-
barer Nähe zum Plangebiet einen Naherholungsraum darstellt und fußläufig erreichbar 
ist. Das Dach des ebenerdigen Parkdecks wird begrünt und dient den neuen Bewoh-
nern als geschützter privater Aufenthalts- und Erholungsraum. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass vorher wie nachher eine dichte stadt-
räumliche Bebauung vorgesehen war bzw. durch die zusätzlich geplanten Grünflächen 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I                                                                   Seite 11 
 

 
 

(Gärten, Dachbegrünungen) und die Neupflanzungen von Bäumen (z. B. in der neu-
gestalteten Ladenzone und Platzfläche) sich die klimatische und mikroklimatische Si-
tuation im Quartier deutlich verbessern wird. 

Zu 4): 

Die Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH (WGL) ist das kommunale Wohnungs-
unternehmen der Stadt Leverkusen. Als eigenständige Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung besitzt sie Grundstücke, die nicht der Stadt sondern der WGL gehören. 

Zu 5): 

Ein ursprünglich im Plangebiet vorgesehener Lebensmittel-Vollsortimenter konnte auf-
grund der Lage in der Wasserschutzgebietszone II und wegen seiner in Teilen was-
sergefährdenden Sortimente nicht realisiert werden. Das Plangebiet liegt in unmittel-
barer Nähe zur Trinkwassergewinnung des Wasserwerkes Leverkusen-Rheindorf im 
Friedenspark. Hierbei sind alleinig umweltrechtliche Aspekte maßgebend, unabhängig 
von politischen Wahlterminen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen zu den Punkten 1), 4) und 5) werden zur Kenntnis genommen. 

Den Äußerungen zu den Punkten 2) und 3) wird gefolgt. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Zu 1): 

Das Plangebiet liegt im Zentrum von Rheindorf-Nord und besitzt eine für ein städti-
sches Wohnquartier typische Bebauungsdichte und somit auch eine verträgliche An-
zahl von Wohneinheiten. Die geplanten Gebäude vermitteln in ihren Baukörperabmes-
sungen und ihren Gebäudehöhen zwischen den eingeschossigen Häusern der Inster-
straße und den zum Teil neungeschossigen Wohnhäusern am Königsberger Platz, 
wobei an der Insterstraße eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung geplant ist und 
zum Königsberger Platz hin ein sechsgeschossiger Wohnturm. Durch das zurück-
springende dritte Geschoss wird die Bebauung an der Insterstraße als zweigeschossig 
wahrgenommen. 

Im Vergleich zum Wettbewerbsergebnis wurde das städtebauliche Konzept dahinge-
hend spezifiziert, dass der winkelförmige Baukörper entlang der Elbestraße von drei 
auf vier Geschosse erhöht wurde, um zwischen der Planung und dem bestehenden 
Hochpunkt harmonisch zu vermitteln und dem geplanten Gebäude entlang der breiten 
Elbestraße ein angemessenes, räumliches Gewicht zu geben. Zusätzlich wird auch 
weiterer Wohnraum geschaffen. Darüber hinaus schirmt das viergeschossige Gebäu-
de den Lärm von der Elbestraße in Richtung der niedrigeren, dahinter liegenden Ge-
bäude ab. 

Zu 2): 

An der Insterstraße ist eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung geplant, wobei das 
dritte Geschoss ein von der Fassade zurückgesetztes Geschoss ist, das von der Ins-
terstraße aus nicht bzw. nur in Teilen wahrnehmbar ist. Insgesamt wird mit diesem 
Baukörper ein angemessen hohes Gegenüber zur ca. 20 m entfernten Wohnbebau-
ung geschaffen. 

Zu 3): 

Durch das Ingenieurbüro ACCON GmbH, Köln, wurde eine gutachterliche Stellung-
nahme zu der zu erwartenden Geräuschsituation (02.05.2016) erarbeitet. Im Ergebnis 
werden passive Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt. Gemäß den 
festgesetzten Lärmpegelbereichen ist der Schallschutz an Außenbauteilen sicherzu-
stellen. Für Schlafräume ist zudem im Bedarfsfall eine fensterunabhängige Belüftung 
festgesetzt, um ungestörten Schlaf zu gewährleisten. 

Zu 4): 

Das vorhandene Planungsrecht sieht eine Kerngebietsnutzung (MK) mit hohen Dich-
ten und kerngebietstypischen Nutzungen, wie Geschäfts-, Bürogebäude, in maximal 
zwei Geschossen vor. Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
V 27/I ist eine verdichtete Wohnnutzung geplant. Nur ergänzend sollen entlang der 
Ladenzone zwischen Königsberger Platz und Elbestraße einzelne Läden oder sonsti-
ge Nutzungen ausschließlich in den Erdgeschosszonen untergebracht werden. Zur 
Unterbringung der geplanten und stadtplanerisch dringend erforderlichen Wohneinhei-
ten, des ebenerdigen Parkdecks und der Läden, ist die Festsetzung einer Geschos-
sigkeit von mehr als zwei Geschossen zwingend erforderlich und auch städtebaulich 
sinnvoll, um eine Aufwertung des Stadtquartieres sowohl stadträumlich als auch hin-
sichtlich eines stabilen Sozialgefüges (Nutzungsmix) zu erzielen. 
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Zu 5): 

Innerhalb des Plangebietes sind ausschließlich Flachdächer und flach geneigte Dä-
cher (Dachneigung bis 5 %) zulässig, um einerseits eine auch mit den angrenzenden 
Flachdachgebäuden (einschließlich eingeschossige Wohnbebauung der Insterstraße) 
einheitliche Dachlandschaften zu schaffen und eine technisch einfachere Begrünung 
und technische Aufbauten einfacher realisieren zu können. 

Alle Dächer sind mindestens zu 50 % extensiv zu begrünen, um eine ökologisch sinn-
volle kleinklimatische Verbesserung des Stadtklimas zu erzielen und eine verzögerte 
Einleitung von Regenwasser in die Kanalisation zu gewährleisten.  

Eine Erweiterung des Plangebietes, um eine Aufstockung der Einfamilienhäuser an 
der Insterstraße mit schrägen Dächern zu ermöglichen, widerspricht dem Gebietscha-
rakter und ist daher stadtgestalterisch nicht gewünscht. 

Zu 6): 

Das Plangebiet ist im Bestand bereits weitgehend versiegelt. Die geplante Wohnbe-
bauung wird ohne Unterkellerung und ohne Tiefgarage hergestellt, so dass Eingriffe in 
den Boden und damit negative Auswirkungen auf das Grundwasser und den Grund-
wasserspiegel ausgeschlossen werden. 

Zu 7): 

Die Zufahrt zum ebenerdigen Parkdeck erfolgt von der Insterstraße aus, um den Ver-
kehr möglichst frühzeitig abzufangen und nicht weit in das Plangebiet zu führen. Der 
Zufahrtsbereich kann sich im Rahmen der Baugenehmigungsplanung noch geringfü-
gig verschieben. Eine textliche oder zeichnerische Festsetzung der Zufahrt erfolgt 
nicht. Die Zufahrt ist im Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellt und wird im 
Durchführungsvertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Stadt Leverkusen ver-
bindlich vereinbart. Die Verschiebung der Zufahrt in Richtung Elbestraße ist aus Grün-
den einer Rückstaugefahr durch Fahrzeuge nicht sinnvoll (siehe auch: Verkehrliche 
Stellungnahme ISAPLAN, März 2016).  

Zu 8): 

Die im Plangebiet vorhandenen Stellplätze befinden sich im Eigentum der WGL. Es 
handelt sich nicht um öffentliche Stellplätze. Ein Parken wird durch die WGL derzeit 
lediglich geduldet. Eine Überplanung dieser Stellplätze durch die WGL ist rechtlich 
zulässig und zur Realisierung des Vorhabens erforderlich. Die seinerzeitige Genehmi-
gung für das südlich angrenzende WGL-Gebäude sieht Teile der erforderlichen Stell-
plätze im Bereich des Wendehammers der Insterstraße vor. Alle bislang bauordnungs-
rechtlich bereitzustellenden Parkplätze für bestehende Wohngebäude sind von der 
WGL auch weiterhin nachzuweisen. 

Zum Ausgleich der wegfallenden zusätzlichen Stellplätze und zur Verbesserung des 
ruhenden Verkehres sollen, wie in der Verkehrlichen Stellungnahme (ISAPLAN, März 
2016) aufgezeigt und im Durchführungsvertrag zu sichern, entlang der Insterstraße ca. 
11 öffentliche Stellplätze erstmalig hergerichtet werden. Im Rahmen des weiteren Ver-
fahrens wird mit der WGL untersucht, ob es möglich ist, im Umfeld darüber hinaus zu-
sätzliche private Stellplätze zu schaffen. 

Die für die Realisierung des Vorhabens erforderlichen privaten Stellplätze werden voll-
ständig innerhalb des Plangebietes untergebracht. 
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Eine Erhöhung des ebenerdigen Parkdecks um ein weiteres Geschoss ist architekto-
nisch und stadträumlich nicht sinnvoll, da es zu einer problematischen Belichtungssi-
tuation führt. 

Zu 9): 

Eventuelle Planungskosten bzw. erforderliche Umbaumaßnahmen an der Insterstraße 
gehen zu Lasten des Vorhabenträgers. Entsprechende Regelungen trifft der Durchfüh-
rungsvertrag. 

Zu 10): 

Durch das Büro Dipl.-Ing. G. Kursawe wurde eine Artenschutzvorprüfung (April 2016) 
durchgeführt. Wegen möglicher Fledermausvorkommen müssen die Abrissarbeiten 
bauökologisch begleitet werden. Verbotstatbestände gemäß Bundesnaturschutzge-
setz treten nicht ein. Zum Ausgleich möglicher Baumfällungen werden Neupflanzun-
gen von Bäumen im Plangebiet festgesetzt und ebenfalls im Durchführungsvertrag 
detailliert vereinbart. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen zu den Punkten 3), 7), 9) und 10) werden berücksichtigt. 

Den Äußerungen in den Punkten 1), 2), 4), 5), 6) und 8) wird nicht gefolgt. 
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I/A 3: V 27_I_3(1)_Äußerung_03 Schreiben vom 22.09.2015 
 

 

2) 

4) 

1) 

3) 

5) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Vorbemerkung: 

Das Baugesetzbuch - BauGB schreibt vor, dass alle eingegangenen relevanten Äuße-
rungen abzuwägen und den politischen Gremien zur Entscheidung vorzulegen sind. 
Insofern müssen alle relevanten Äußerungen und Stellungnahmen berücksichtigt, ge-
prüft und abgewogen werden. 

Zu 1):  

Die geplanten Geschossigkeiten vermitteln zwischen den eingeschossigen Häusern 
der Insterstraße und den zum Teil neungeschossigen Wohnhäusern am Königsberger 
Platz, wobei an der Insterstraße eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung geplant ist. 
Durch das zurückspringende dritte Geschoss wird die Bebauung von der Insterstraße 
aus als großenteils nur zweigeschossig wahrgenommen. Die Gebäudeabstände zwi-
schen Neuplanung und Bestand Insterstraße sind mit ca. 20 m größer als bauord-
nungsrechtlich erforderlich.  

Zu 2):  

Die im Plangebiet vorhandenen Stellplätze befinden sich im Eigentum der WGL, es 
handelt sich nicht um öffentliche Stellplätze. Ein Parken wird durch die WGL derzeit 
leidglich geduldet. Eine Überplanung dieser Stellplätze durch die WGL ist rechtlich 
zulässig und zur Realisierung des Vorhabens erforderlich. Die seinerzeitige Genehmi-
gung für das südlich angrenzende WGL-Gebäude sieht Teile der erforderlichen Stell-
plätze im Bereich des Wendehammers der Insterstraße vor. Alle bislang bauordnungs-
rechtlich bereitzustellenden Parkplätze für bestehende Wohngebäude sind von der 
WGL auch weiterhin nachzuweisen. 

 Zum Ausgleich der wegfallenden zusätzlichen Stellplätze und zur Verbesserung des 
ruhenden Verkehres sollen, wie in der Verkehrlichen Stellungnahme (ISAPLAN, März 
2016) aufgezeigt und im Durchführungsvertrag zu sichern, entlang der Insterstraße ca. 
11 öffentliche Stellplätze in Längsaufstellung hergerichtet werden. Die für die Realisie-
rung des Vorhabens erforderlichen privaten Stellplätze werden vollständig innerhalb 
des Plangebietes untergebracht. 

Im Rahmen des weiteren Verfahrens wird mit der WGL untersucht, ob es möglich ist, 
im Umfeld zusätzliche private Stellplätze zu schaffen 

Zu 3):  

Das Plangebiet ist durch die vorhandene Bebauung bereits heute fast vollständig ver-
siegelt. Der rechtsverbindliche Bebauungsplan lässt mit einer festgesetzten Grundflä-
chenzahl (GRZ) von 0,8 schon jetzt eine Versiegelung von 80 % des Grundstückes zu. 
Durch das Anlegen von begrünten Dachflächen, einschließlich der Begrünung des 
Daches des ebenerdigen Parkdecks sowie durch das Anpflanzen von Bäumen und 
das Anlegen von Gärten wird der Grünanteil im Plangebiet wesentlich erhöht, was 
auch eine verzögerte Ableitung des Niederschlagswassers in die Kanalisation bewirkt 
und dem Stadtklimas zugutekommt. 

Zu 4):  

Eine Artenschutzvorprüfung wurde durchgeführt. Wegen möglicher Fledermausvor-
kommen werden die Abrissarbeiten bauökologisch begleitet. Verbotstatbestände ge-
mäß Bundesnaturschutzgesetz treten nicht ein. 

Zu 5)  
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siehe Vorbemerkung. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen zum Punkt 5) werden zur Kenntnis genommen. 
Den Äußerungen zum Punkt 4) wird gefolgt. 
Die Äußerungen zu den Punkten 1), 2), 3) 4) wird nicht gefolgt. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1): 

Das Plangebiet liegt im Zentrum von Rheindorf-Nord und entspricht einer für ein städ-
tisches Wohnquartier typischen Bebauungsdichte und somit auch der geplanten An-
zahl von Wohneinheiten. Die geplanten Gebäude vermitteln in ihren Baukörperabmes-
sungen und ihren Gebäudehöhen zwischen den eingeschossigen Häusern der Inster-
straße und den zum Teil neungeschossigen Wohnhäusern am Königsberger Platz, 
wobei an der Insterstraße eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung geplant ist und 
zum Königsberger Platz hin ein sechsgeschossiger Wohnturm. Durch das zurück-
springende dritte Geschoss wird die Bebauung an der Insterstraße als zweigeschossig 
wahrgenommen. 

Im Vergleich zum Wettbewerbsergebnis wurde das städtebauliche Konzept dahinge-
hend in Abstimmung zwischen WGL und der Stadt weiter spezifiziert, dass der winkel-
förmige Baukörper entlang der Elbestraße von drei auf vier Geschosse erhöht wurde, 
um zwischen der Planung und dem bestehenden Hochpunkt harmonisch zu vermitteln 
und dem geplanten Gebäude ein höheres, räumliches Gewicht entlang der breiten 
Elbestraße zu geben. Mit einer absoluten Höhe von ca. 14 m handelt es sich um eine 
entlang der Elbestraße und der nördlichen Ladenzone angemessene Höhenentwick-
lung. Zusätzlich wird auch weiterer Wohnraum geschaffen. Darüber hinaus schirmt 
das viergeschossige Gebäude den Lärm von der Elbestraße in Richtung der niedrige-
ren, dahinter liegenden Gebäude ab. 

Zu 2): 

Das vorliegende städtebauliche Konzept zeichnet sich u. a. durch geradlinige, klar ge-
ordnete Strukturen sowohl für die Hochbauten als auch die Außenanlagen aus. Eine 
Bogenbebauung entspricht nicht dem Architekturkonzept und widerspricht der For-
mensprache dieser Architektur. Die Gefahr eines schluchtartigen Einganges von der 
Elbestraße aus wird nicht gesehen, zumal die viergeschossige Bebauung deutlich 
niedriger ist als die östlich angrenzenden Baukörper. 

Zu 3): 

Der geplante südliche, sechsgeschossige „Wohnturm“ vermittelt zwischen den Hö-
henentwicklungen der angrenzenden Nachbargebäude zur dreigeschossigen Neupla-
nung und erzeugt eine Raumkante, die den Königsberger Platz stadträumlich fasst 
und eindeutig begrenzt. 

Zu 4): 

Ein zurzeit wenig genutzter Stadtraum mit leer stehenden Gebäuden (ehemaliger Kai-
sers Supermarkt) wird mit einer modernen Wohnnutzung überbaut. Die von einem 
Fachgremium ausgewählte moderne Architektur mit hohen Gebäudestandards soll 
einen Vorbildcharakter haben und auch durch das äußere einheitliche architektonische 
Erscheinungsbild und die klar gegliederte Gestaltung der Außenflächen zu einer Auf-
wertung der Aufenthaltsqualität führen. Die Bebauung mit ihrem Nutzungsmix soll 
Vorbildcharakter besitzen, auch für Gebäude im Umfeld mit starkem Sanierungsbe-
darf. 

Detaillierte Gestaltungsqualitäten werden im Durchführungsvertrag zu diesem Planver-
fahren beschrieben und gesichert. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Den Äußerungen zu den Punkten 1), 2), 3) und 4) wird nicht gefolgt. 
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I/A 5: V 27_I_3(1)_Äußerung_05 Schreiben vom 14.09.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1): 

Das Grundstück des Servicecenters/Ärztehauses Königsberger Platz 5, 51371 Le-
verkusen-Rheindorf, ist nicht Bestandteil des Vorhaben- und Erschließungsplanes, 
sondern liegt in dem Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, der nicht 
vorhabenbezogen ist. Für die Umsetzung des Vorhabens der WGL ist das Grund-
stück des Service-Centers/Ärztehaus, Königsberger Platz Nr. 5, nicht erforderlich. 
Die festgesetzte Überbauung des Parkplatzes ist lediglich als Angebot der Bebau-
barkeit zu sehen, die der Eigentümer nicht umsetzen muss. Insofern ändert sich an 
der bestehenden Situation nichts. 

Zu 2): 

Das geplante ebenerdige, barrierefreie Parkdeck ist in erster Linie für die Mieter der 
WGL und für durch die WGL-Legitimierte gedacht. Im geplanten Parkdeck werden die 
bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplätze für das Vorhaben der WGL nachge-
wiesen. Eine Regelung zur Nutzung des Parkdecks durch Dritte ist nicht Gegenstand 
des Bebauungsplanes. 

Die Eingänge werden über Rolltore gesichert. Das Parkdeck wird gut beleuchtet und 
videoüberwacht. Direkte Zugänge führen in die Treppenräume/Aufzüge der jeweiligen 
Wohneinheiten. Im Durchführungsvertrag werden hierzu entsprechende Vereinbarun-
gen getroffen. Die WGL wird die Details einer sicheren Ausgestaltung des Garagen-
geschosses im Rahmen der Ausführungsplanung mit der Polizei Köln abstimmen. Ei-
ne Beratung der WGL durch die Polizei hat bereits stattgefunden. 

Die sonstigen Stellplatzangebote im Umfeld des Plangebietes sind nicht Gegenstand 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Der Hinweis zur verbesserten Beleuch-
tung dieser Stellplätze wird zur Kenntnis genommen und ist im Zuge zukünftiger Be-
bauungsplanungen zu berücksichtigen. 

Zu 3): 

Die jetzige Stichstraße zur Erschließung der Stellplätze des Servicecen-
ters/Ärztehauses bleibt erhalten und wird im Bebauungsplan als Fläche mit Fahrrech-
ten für die Anlieger gesichert. Das Service-Center/Ärztehaus hat Bestandsschutz, die 
Erschließung und die bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplätze sind über die 
bestehende Baugenehmigung gesichert. 

Zu 4): 

Das Service-Center/Ärztehaus wird in die Struktur und Höhe der neuen Bebauung 
eingebunden; eine „Einkesselung“ ist nicht erkennbar. Im Bestand ist bereits ein An-
bau an das Ärztehaus vorhanden (ehemaliger Kaisers Supermarkt). Die Planung sieht 
einen eingeschossigen Anbau (Parkdeck) an gleicher Stelle vor. Das aufgehende 
viergeschossige Wohngebäude hält dagegen einen Abstand von 5 m zum Ärztehaus 
ein. Das südlich geplante Wohngebäude weist einen Abstand von ca. 10 m auf. Der 
Abstand zwischen geplanter und bestehender Bebauung an der Insterstraße beträgt 
20 m. Alle Abstände sind ausreichend bemessen, so dass gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse gewahrt sind. Die Abstände zwischen den bestehenden und geplan-
ten Gebäuden sind groß genug, um eine ausreichende Belichtung sicher zu stellen. 
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Zu 5): 

Für die geplante Bebauung müssen im Rahmen des Bauantragsverfahrens Feuer-
wehraufstellflächen und -zufahrten nachgewiesen werden. Entsprechende Abstim-
mungen mit der Feuerwehr haben bereits stattgefunden. Der Brandschutz und die 
Rettung von Personen sind sichergestellt. Die Aufnahme der Bauflucht des ehem. 
Kaisers Supermarktes ist dabei aus Brandschutzgründen nicht erforderlich. 

Zu 6): 

Im Plangebiet sind gemäß Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NW) und 
Kleinkinderspielfeldsatzung der Stadt Leverkusen (17. September 2001), unabhängig 
vom Alter der künftigen Bewohner, Kleinkinderspielflächen in Abhängigkeit von der 
Anzahl der Wohneinheiten nachzuweisen. Eine Spielfläche soll auf dem begrünten 
Dach des Parkdecks angelegt werden. 

Ziel der Planung ist ein Wohnungsmix. Sowohl ältere Menschen als auch Familien 
oder Studierende können die künftigen Mieter der WGL sein. Es ist nicht davon aus-
zugehen, dass hier, insbesondere aufgrund der sozialen Kontrolle durch die Bewoh-
ner, unerwünschte Treffpunkte entstehen. 

Zu 7): 

Durch die geplanten Wohnnutzungen und die direkte Einsehbarkeit des Dachgartens 
durch die Bewohner ist eine angemessene, soziale Kontrolle gegeben, die die Entste-
hung unerwünschter Treffpunkte nicht befürchten lässt. Die Verwaltung der Stadt Le-
verkusen wird zusammen mit der WGL wird die Details einer sicheren Ausgestaltung 
der öffentlich zugänglichen Räume im Rahmen der Ausführungsplanung mit der Poli-
zei Köln abstimmen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen zu den Punkten 1), 3) wird grundsätzlich gefolgt. 
Den Äußerungen zu den Punkten 2), 4), 5), 6) und 7) wird nicht gefolgt. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1): 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan zeigt im Maßstab 1 : 500 das grundsätzliche 
städtebauliche Konzept auf und entspricht in seinen Darstellungen den üblichen An-
forderungen einer Bebauungsplanzeichnung. Darüber können dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan weitere, detailliertere Darstellungen, insbesondere Beispiele der 
Gestaltung der Wohnungsgrundrisse und der Außenanlagen, entnommen werden. Im 
Rahmen des Durchführungsvertrages zu diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
werden weitere Details vereinbart. 

Zu 2):  

Die vorhandenen Fenster in der grenzständigen Gebäudewand bzw. die Belichtungs-
verhältnisse werden durch die Neubebauung nicht beeinträchtigt. Trotz bauordnungs-
rechtlich möglicher Grenzbebauung hält die Planung einen Abstand von 5 m zum Be-
standsgebäude ein, so dass entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen eine aus-
reichende Belichtung und gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt sind.  

Zu 3):  

Von einer Lärmbelästigung kann nicht ausgegangen werden. Die Treppe dient aus-
schließlich den Bewohnern der WGL-Neubauten als Zugang zum begrünten Dach des 
Parkdecks. Solcher durch Kinder erzeugte Lärm ist im allgemeinen Wohngebiet üblich 
und grundsätzlich hinzunehmen. Eine Missnutzung der Treppe ist durch die Einseh-
barkeit und die damit verbundene soziale Kontrollmöglichkeit durch die Anwohner 
nicht zu befürchten.  

Zu 4): 

Durch die geplanten Wohnnutzungen wird sich auch die soziale Kontrolle der öffentlich 
zugänglichen Räume verbessern, so dass nicht davon auszugehen ist, dass hier un-
erwünschte Treffpunkte entstehen. Die Verwaltung der Stadt Leverkusen und die WGL 
werden die Details einer sicheren Ausgestaltung der öffentlich zugänglichen Räume 
im Rahmen der Ausführungsplanung eng mit der Polizei Köln, Kriminalprävention, ab-
stimmen. Die WGL hat bereits Gespräche mit der Polizei geführt und besitzt langjähri-
ge Erfahrungen aus ihren anderen Liegenschaften.  

 

Zu 5): 

Die im Bebauungsplan festgesetzte Überbauung des Parkplatzes ist als Angebot zu 
sehen, die der Eigentümer dieser Fläche nicht umsetzen muss. Die jetzige Stichstraße 
bleibt erhalten und wird im Bebauungsplan als Fläche mit Fahrrechten für die Anlieger 
gesichert. Ein barrierefreier Zugang und die direkte Anfahrt für Krankentransporte 
können auch künftig gewährleistet werden. Die im Plangebiet vorhandenen Stellplätze 
befinden sich im Eigentum der WGL, es handelt sich nicht um öffentliche Stellplätze. 
Das besherige Stellplatzangebot ergab sich durch Gebäudenutzungen in den Gebäu-
den, die jetzt abgerissen werden sollen (Ladenzeile Königsberger Platz 15-23 und  
ehemals Kaisers) Ein Parken wird durch die WGL derzeit nur geduldet. Eine Überpla-
nung dieser Stellplätze durch die WGL ist rechtlich zulässig und für die Realisierung 
der dringend notwendigen Wohnnutzungen unerlässlich. Alle bislang bauordnungs-
rechtlich bereitzustellenden Parkplätze für weiterhin bestehende Wohngebäude sind 
von der WGL nachzuweisen. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I                                                                   Seite 28 
 

 
 

Im Rahmen der Umsetzung der Planung werden zusätzliche ca. 11 Parkplätze im öf-
fentlichen Straßenraum der Insterstraße hergerichtet.  

Im Rahmen des weiteren Verfahrens wird mit der WGL untersucht, ob es möglich ist, 
im Umfeld zusätzliche private Stellplätze zu schaffen 

Zu 6) 

Das geplante ebenerdige, barrierefreie Parkdeck ist in erster Linie für die Mieter der 
WGL und für durch die WGL-Legitimierte gedacht. Im geplanten Parkdeck werden die 
bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplätze für das Vorhaben der WGL nachge-
wiesen. Eine Regelung zur Nutzung des Parkdecks durch Dritte ist nicht Gegenstand 
des Bebauungsplanes. 

Die Eingänge werden über Rolltore gesichert, es wird gut beleuchtet und videoüber-
wacht. Direkte Zugänge führen in die Treppenräume/Aufzüge der jeweiligen Wohnein-
heiten. Die WGL wird die Details einer sicheren Ausgestaltung des Garagengeschos-
ses im Rahmen der Ausführungsplanung mit der Polizei Köln abstimmen. Eine Bera-
tung der WGL durch die Polizei, Abteilung Kriminalprävention, hat bereits stattgefun-
den 

Zu 7): 

Das Servicecenter/Ärztehaus wird in die Höhe der neuen Bebauung eingebunden; 
eine „Einkesselung“ ist nicht erkennbar. Im Bestand ist bereits ein Anbau an das Ärz-
tehaus vorhanden (ehemaliger Kaisers Supermarkt). Die Planung sieht einen einge-
schossigen Anbau (Parkdeck) an gleicher Stelle vor. Das aufgehende viergeschossige 
Wohngebäude hält dagegen einen Abstand von 5 m zum Ärztehaus ein. Das südlich 
geplante Wohngebäude weist einen Abstand von ca. 10 m auf. Der Abstand zwischen 
geplanter und bestehender Bebauung an der Insterstraße beträgt sogar 20 m, so dass 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt sind. Die Abstände zwischen den 
bestehenden und geplanten Gebäuden sind groß genug, um eine ausreichende Be-
lichtung und Belüftung sicherzustellen. Die weitere Nutzung einer Pollenfalle wird 
dadurch nicht erkennbar eingeschränkt. 

Zu 8): 

Durch eine Bebauung des Plangebietes mit einem Wohnungsmix für einen unter-
schiedlichen Personenkreis wird sich auch die soziale Kontrollmöglichkeit der Straßen-
räume und Platzflächen verbessern, da ein stabileres Sozialgefüge zu erwarten ist Es 
ist daher davon auszugehen, dass sich durch die Realisierung der Planung „Angst-
räume“ vermindern könnten. Die Verwaltung der Stadt Leverkusen und die WGL wer-
den die Details einer sicheren Ausgestaltung der öffentlich zugänglichen Räume im 
Rahmen der weiteren Ausführungsplanung eng mit der Polizei Köln, Abteilung Krimi-
nalprävention, abstimmen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I                                                                   Seite 30 
 

 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Auch nach derzeitigem Planungsrecht wäre die Fläche bereits heute bebaubar. Ein 
rechtsverbindlicher Bebauungsplan setzt für das Plangebiet eine Kerngebietsnutzung 
mit zwei Geschossen fest.  

Das Plangebiet liegt im Zentrum von Rheindorf-Nord und ist für eine verdichtete Be-
bauung, die einem Stadtteilzentrum entspricht, geeignet. Bei Einhaltung der bauord-
nungsrechtlichen Abstandflächen werden auch die „Sozialabstände“ gewahrt. Gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind damit gegeben. 

Ein Recht auf unverbaubare Aussicht besteht grundsätzlich nicht. 

Zurzeit sind im Plangebiet kaum Grünflächen und nur wenige Bäume vorhanden. 
Künftig werden zusätzliche Bäume gepflanzt, das Parkdeckdach und die übrigen Dä-
cher werden begrünt. Entsprechende Regelungen wird der Durchführungsvertrag tref-
fen. Nach Umsetzung der Planung ist eine deutliche Verbesserung des Grünanteiles 
und des Mikroklimas zu erwarten. 

Der in nächster Nähe gelegene Friedenspark bietet einen fußläufig sehr gut erreichba-
ren Grün- und Erholungsraum. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen zur Begrünung wird gefolgt. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1): 

Die Baumaßnahmen der WGL sollen voraussichtlich nach Rechtsverbindlichkeit des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes kurzfristig beginnen. Eine Fertigstellung inner-
halb einer bestimmten Frist sowie weitere Details zur Gestaltung werden über den 
Durchführungsvertrag sichergestellt. 

Zu 2). 

Die Erreichbarkeit der Praxis auch während der Bauphase ist durch den Vorhabenträ-
ger sicherzustellen. 

Zu 3), 4), 5) und 6): 

Die erforderlichen Schutzmaßnahmen während der Bauphase werden durch die WGL 
geplant und den Anwohnern rechtzeitig mitgeteilt. Der Bebauungsplan trifft hierzu kei-
ne Regelungen. Jedoch werden im Durchführungsvertrag Regelungen aufgenommen, 
die eine Beeinträchtigung des Praxisbetriebes sowie eine erschwerte Beeinträchtigung 
für die Patienten weitgehend ausschließen sollen. Die immissionsrechtlichen Bestim-
mungen während der Bautätigkeiten müssen eingehalten werden. 

Zu 7): 

Die Abstandflächen zwischen den bestehenden und geplanten Gebäuden sind groß 
genug, um eine ausreichende Belichtung sicherzustellen. Durch Einhaltung der bau-
ordnungsrechtlich erforderlichen Abstandflächen wird gewährleistet, dass eine ausrei-
chende Belichtung gegeben ist und gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in jedem 
Falle gewahrt sind. 

In städtebaulich prägenden Bereichen wurden entlang der Ladenzone Baulinien fest-
gesetzt, die ggf. auch eine Überschreitung der Abstandsflächen erlauben. 

Zu 8): 

Die Mitarbeiter und Besucher der Arztpraxen können weiterhin auf dem hier vorhan-
denen privaten Parkplatz parken. Alle erforderlichen Stellplätze für die Neubebauung 
werden vollständig innerhalb des Plangebietes untergebracht. Zusätzliche ca. 11 
Stellplätze für Besucher werden im öffentlichen Straßenraum der Insterstraße herge-
stellt. Darüber hinaus besteht für den Standort eine gute ÖPNV-Anbindung. 

Zu 9): 

Das Plangebiet ist durch die vorhandene Bebauung, Erschließungen und Parkplätze 
im Bestand bereits heute weitestgehend versiegelt. Der rechtsverbindliche Bebau-
ungsplan lässt mit einer festgesetzten GRZ von 0,8 schon jetzt eine Versiegelung von 
80 % des Grundstückes zu. Der Abgleich zwischen der vorhandenen Situation, dem 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan und dem städtebaulichen Konzept der Architekten 
zeigt, dass der Versiegelungsgrad nicht wesentlich verändert wird. Durch die Anlage 
von begrünten Garagengeschossen und Plätzen mit wassergebundenen Decken so-
wie durch das Anpflanzen von Bäumen wird der Grünanteil im Plangebiet nach Um-
setzung der Planung im Vergleich zum Bestand jedoch wesentlich erhöht. Die klein-
klimatische Situation wird sich nach Umsetzung der Planung verbessern. 

Zu 10) 

Die Belichtungsverhältnisse in den Räumen an der grenzständigen Gebäudewand 
werden aufgrund des ausreichenden Gebäudeabstandes zur Neubebauung nicht be-
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einträchtigt. Trotz bauordnungsrechtlich möglicher Grenzbebauung hält die Planung 
einen Abstand von 5 m zum Bestandsgebäude ein, so dass die ausreichende Belich-
tung gewährleistet ist. 

Zu 11): 

Durch eine Bebauung des Plangebietes mit Wohnnutzungen wird sich auch die sozia-
le Kontrolle der Räume durch die Bewohner verbessern. Für eine ausreichende Be-
leuchtung der öffentlichen Räume wird Sorge getragen. Es ist daher davon auszuge-
hen, dass durch die Realisierung der Planung keine „Angsträume“ entstehen werden. 
Die WGL wird die Details einer sicheren Ausgestaltung der öffentlich zugänglichen 
Räume im Rahmen der Ausführungsplanung mit der Polizei Köln, Abteilung Kriminal-
prävention, abstimmen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen zu den Punkten 1), 2) und 7) werden zur Kenntnis genommen. 

Den Äußerungen zu den Punkten 3), 4), 5), 6), 8) und 11) wird gefolgt. 

Den Äußerungen zu den Punkten 9) und 10) wird nicht gefolgt. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I                                                                   Seite 35 
 

 
 

I/A 9: V 27_I_3(1)_Äußerung_09 Schreiben vom 15.09.2015 

  



V

3) 
2) 

1) 

4) 

10)

5) 
6) 
7) 
8) 

9) 

Vorhabenbezogeener Bebauunggsplan V 27/I     Seite 36 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I            Seite 37 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Vorbemerkung 

Die Öffentlichkeit wird zum Bauleitplanverfahren in erster Linie über das Amtblatt und 
das Internet informiert. Schriftliche Hinweise zu Informationsveranstaltungen zu Bau-
leitplänen, wie z. B. diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan, werden von Seiten 
der Stadtverwaltung nie durchgeführt. Zum einen ist der Kreis der Betroffenen nicht 
eindeutig ermittelbar und es gibt zum Anderen hierzu keine gesetzliche Verpflichtun-
gen. 

Ob es sich hierbei um private Flugblätter o. ä. gehandelt hat, ist der Verwaltung nicht 
bekannt. 

Zu 1): 

Das Plangebiet liegt im Zentrum von Rheindorf-Nord und entspricht einer für ein städ-
tisches Wohnquartier typischen Bebauungsdichte und somit auch der geplanten An-
zahl von Wohneinheiten. Die Gebäude vermitteln in ihren Baukörperabmessungen 
und ihren Gebäudehöhen zwischen den eingeschossigen Häusern der Insterstraße 
und den zum Teil neungeschossigen Wohnhäusern am Königsberger Platz, wobei an 
der Insterstraße eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung geplant ist und zum Kö-
nigsberger Platz hin ein sechsgeschossiger Wohnturm. Durch das zurückspringende 
dritte Geschoss wird die Bebauung an der Insterstraße als zweigeschossig wahrge-
nommen. 

Zu 2): 

Die Abstände zwischen den bestehenden und geplanten Gebäuden sind groß genug, 
um eine ausreichende Belichtung sicherzustellen. So beträgt beispielsweise der Ge-
bäudeabstand der südlichen Neuplanungen zum Ärztehaus ca. 10 m und zwischen 
geplanter und bestehender Bebauung an der Insterstraße sogar 20 m. Gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden damit sichergestellt. 

Zu 3): 

Die Zufahrt zum ebenerdigen Parkdeck erfolgt von der Insterstraße aus, um den Ver-
kehr möglichst frühzeitig abzufangen und nicht in das Plangebiet zu führen. Die Zu-
fahrt kann sich im Rahmen der Baugenehmigungsplanung noch geringfügig verschie-
ben. Eine Festsetzung der Zufahrt im vorhabenbezogenen Bebauungsplan erfolgt 
nicht. Der Bereich der Zufahrt ist im Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellt. Die 
Verschiebung der Zufahrt in Richtung Elbestraße (Restaurant) ist aus verkehrstechni-
schen Gründen wegen Rückstaugefahr nicht sinnvoll (siehe auch: Verkehrliche Stel-
lungnahme ISAPLAN, März 2016).  

Zu 4): 

Dass die Geschäftsleute Kundschaft verlieren, kann nicht nachvollzogen werden. 
Durch die künftig höhere Einwohnerzahl gewinnen die ansässigen Geschäftsleute vo-
raussichtlich eher Kunden hinzu. Nach Umsetzung der Planung bietet die Ladenzone 
eine größere vermietbare Fläche als bisher. Die Läden werden gestalterisch aufgewer-
tet und für Kunden attraktiver. 

Zu 5): 

Auch die Befürchtung, die Einfamilienhäuser an der Insterstraße könnten durch das 
Planvorhaben an Wert verlieren, kann nicht nachvollzogen werden. Durch die Bebau-
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ung des Plangebietes kann der Wohnstandort Rheindorf durch die verbesserte Infra-
struktur/Nahversorgung und durch neue Läden aufgewertet und insgesamt zu einem 
stabileren Sozialgefüge führen. 

Zu 6): 

Lärmbelästigungen während der Bauzeit sind nicht auszuschließen. Die WGL wird den 
Anwohnern die Baumaßnahmen rechtzeitig und ausreichend ankündigen. Unzumutba-
re Lärm- und Staubbelästigungen sind gemäß gesetzlichen Bestimmungen zum Im-
missionsschutz während der Bauzeit auszuschließen. Der Vorhabenträger bzw. die 
ausführenden Baufirmen haben dafür Sorge zu tragen, dass diese Bestimmungen 
eingehalten werden. 

Jedoch werden im Durchführungsvertrag Regelungen aufgenommen, die eine Beein-
trächtigung der Nutzungen der angrenzenden Bebauungen sowie eine erschwerte Be-
einträchtigung für die Anwohner weitgehend ausschließen sollen. 

Zu 7): 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden wurde von den für das 
Schmutzwasser und die Abfallentsorgung zuständigen Fachbereichen der Stadt Le-
verkusen keine Bedenken mitgeteilt.  

Die geplante Wohnbebauung wird ohne Unterkellerung und ohne Tiefgarage herge-
stellt, so dass Eingriffe in den Boden und damit Auswirkungen auf das Grundwasser 
ausgeschlossen sind. Wassergefährdende Stoffe dürfen in der Wasserschutzzone II 
nicht verwendet werden. Das anfallende Schmutzwasser wird über die Kanalisation 
der Kläranlage zugeführt und hat keine Auswirkungen auf die Wasserschutzzone.  

Der anfallende Müll wird ordnungsgemäß entsorgt; Auswirkungen auf die Wasser-
schutzzone sind nicht erkennbar. 

Zu 8): 

Die Prüfung der verkehrstechnischen Stellungnahme (siehe auch: Verkehrliche Stel-
lungnahme ISAPLAN, März 2016) durch den Fachbereich Tiefbau ergab, dass die 
Verkehrszählung nicht wiederholt werden muss. Die Stellungnahme kommt zu dem 
Ergebnis, dass durch die Planung keine negativen Auswirkungen auf die Leistungsfä-
higkeit der umliegenden Straßen und Knoten ausgelöst werden. Auch eine Zählung an 
anderen Wochentagen wird zu keinen geänderten Auswirkungen auf den Verkehr füh-
ren.  

Zu 9): 

Für alle drei Planungsvarianten wurden 3D-CAD-Massenmodelle ergänzt und wäh-
rend der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ausgelegt. Die im Bebauungsplan dar-
gestellten Fassadenansichten sind beispielhaft und werden im Durchführungsvertrag 
detaillierter beschrieben (z. B. Materialität). 

Zu 10): 

Die im Plangebiet vorhandenen Stellplätze befinden sich im Eigentum der WGL, es 
handelt sich nicht um öffentliche Stellplätze. Ein Parken wird durch die WGL derzeit 
lediglich geduldet. Eine Überplanung dieser Stellplätze durch die WGL ist rechtlich 
zulässig und zur Realisierung des Vorhabens erforderlich. Die seinerzeitige Genehmi-
gung für das südlich angrenzende WGL-Gebäude(Königsberger Platz 24) sieht die 
erforderlichen Stellplätze zum Teil im Bereich des Wendehammers der Insterstraße 
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vor. Alle bislang bauordnungsrechtlich bereitzustellenden Parkplätze für bestehende 
Wohngebäude sind von der WGL auch weiterhin nachzuweisen. 

Zum Ausgleich der wegfallenden Stellplätze und zur Verbesserung des ruhenden Ver-
kehres sollen, wie in der Verkehrlichen Stellungnahme (ISAPLAN, März 2016) aufge-
zeigt und im Durchführungsvertrag gesichert, entlang der Insterstraße ca. 11 öffentli-
che Stellplätze in Längsaufstellung hergerichtet werden. Die für die Realisierung des 
Vorhabens erforderlichen privaten Stellplätze werden vollständig innerhalb des Plan-
gebietes untergebracht. Der Standort erlaubt es zudem, alternativ auf den ÖPNV um-
zusteigen. 

Im Rahmen des weiteren Verfahrens wird mit der WGL untersucht, ob es möglich ist, 
im Umfeld zusätzliche private Stellplätze zu schaffen 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen zu den Punkten 1), 2), 3), 4), 5), 7, 8), 9) und 19) wird nicht gefolgt. 

Den Äußerungen zum Punkt 6) wird teilweise gefolgt. 
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I/A 10: V 27_I_3(1)_Äußerung_10 Schreiben vom 27.10.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Zufahrt zum ebenerdigen Parkdeck erfolgt von der Insterstraße aus, um den Ver-
kehr möglichst frühzeitig abzufangen und nicht in das Plangebiet zu führen. Die Zu-
fahrt kann sich im Rahmen der Baugenehmigungsplanung noch geringfügig verschie-
ben. Eine Festsetzung der Zufahrt im Bebauungsplan erfolgt nicht. Die Verschiebung 
der Zufahrt in Richtung Elbestraße ist aus verkehrstechnischen Gründen wegen Rück-
staugefahr nicht sinnvoll (siehe auch: Verkehrliche Stellungnahme ISAPLAN, März 
2016).  

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/A 11: V 27_I_3(1)_Äußerung_11 Schreiben vom 24.10.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die positive Resonanz auf die Planung wird zur Kenntnis genommen. 
Für Wohnungsanfragen wird gebeten, direkt Kontakt mit der WGL aufzunehmen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung hinsichtlich des Bauprojektes wird zur Kenntnis genommen. 
Die Äußerung bzgl. des Mietinteresses ist nicht Gegenstand des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und somit nicht abwägungsrelevant. 
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I/B Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 

I/B 1: Amprion GmbH, Schreiben vom 19.08.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Bzgl. der Anlagen des 220-kV- und 380-kV-Netzes erfolgen entsprechende Abstim-
mungen im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen. 
Bzgl. anderer Versorgungsleitungen wurden weitere sonstige Träger öffentlicher Be-
lange beteiligt. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Bezirksregierung Arnsberg, Schreiben vom 22.09.2015 
 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 3: Bundesnetzagentur, Schreiben vom 13.08.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die maximale Gebäudehöhe von 20 m wird nicht überschritten. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.. 
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I/B 4: EVL, Schreiben vom 08.09.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Anforderungen an den Gewässerschutz werden beachtet.  
Der Bedarf für Kabeltrassen zur Telekommunikationserschließung (TK) wird im Rah-
men der Bauausführung berücksichtigt.  
Die EVL wird rechtzeitig in die Baumaßnahmen eingebunden. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 5: Evonic Schreiben vom 18.08.2015 
 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 6: Geologischer Dienst Schreiben vom 31.08.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Erdbebengefährdung wurde als Hinweis in den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan aufgenommen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 7: IHK Köln Schreiben vom 27.10.2015 

  

1) 

2) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1) 

Der Versorgung des Gebietes dienende Läden sind im allgemeinen Wohngebiet 
grundsätzlich zulässig. Kleinflächige Einzelhandelsnutzungen sind in den Erdge-
schosszonen entlang der Fußgängerzone vorgesehen, um das Nahversorgungszent-
rum zu stärken und aufzuwerten. Aufgrund der Wasserschutzzone II und des nahelie-
genden Trinkwassergewinnung, können nur solche Einzelhandelsunternehmen zuge-
lassen werden, die keine wassergefährdenden Stoffe lagern bzw. anbieten. 

Zu 2) 

Grundrisse werden im vorhabenbezogenen Bebauungsplan und im vorhaben- und 
Erschließungsplan nicht festgesetzt. 

Der Vorhabenträger wird zur besseren Vermarktung der Gewerbeflächen möglichst 
flexible Grundrisse, ansprechende und zeitgemäße Fassaden entwickeln, die einer 
künftigen Nachfrage nach Ladenlokalen in Rheindorf-Nord gerecht werden. Weiterge-
hende Regelungen, auch zu Öffnungszeiten und Lärmschutz werden im Durchfüh-
rungsvertrag vereinbart. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung 1) wird zur Kenntnis genommen. 

Der Äußerung 2) wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 8: PLEDOC Schreiben vom 23.09.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Baumaßnahme mit den entsprechenden Projektplänen wird der Pledoc GmbH 
rechtzeitig angezeigt. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 9: Polizei Köln (Schreiben vom 17.08.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Ein entsprechender Hinweis wurde in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 

Die Polizei NRW wird im weiteren Verfahren beteiligt. Bereits im Vorfeld der Planun-
gen hat die WGL Beratungsangebote der Polizei wahrgenommen 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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I/B 10: Stadt Leichlingen Schreiben vom 18.08.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stadt Leichlingen wird im weiteren Verfahren beteiligt. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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I/B 11: Stadt Monheim Schreiben vom 25.08.2015 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 12: Telefonica 1 Schreiben vom 25.08.2015 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 13: Telefonica 2 Schreiben vom 28.09.2015 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 14: Telekom 1 Schreiben vom 25.08.2015 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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I/B 15: Telekom 2 Schreiben vom 02.09.2015 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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I/B 16: Unitymedia Schreiben vom 03.09.2015  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 17: Vodafone 1 Schreiben vom 02.09.2015 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 18: Vodafone 2 Schreiben vom 23.09.2015  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 19: Wasserwerk Monheim Schreiben vom 12.08.2015  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 20: Westnetz Schreiben vom 13.08.2015 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Weitere sonstige Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 




